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TAGESORDNUNG 
 

Öffentliche Sitzung 
 
1. Alter Friedhof Memmelsdorf; 
  

1.1 Vorstellung eines möglichen Gestaltungskonzeptes für Urnenbestattungsformen am Alten 
Friedhof Memmelsdorf 
Vorlage: I/018/2025 

  

1.2 Belegung des Alten Friedhofs Memmelsdorf – Teilweise Aufhebung des Beschlusses vom 
03.12.1986 
Vorlage: I/017/2025 

  

2. Ausbau der Kreisstraße BA 16 (Drosendorf - Schmerldorf) mit straßenbegleitendem Geh- und 
Radweg, Vorstellung aktueller Planungsstand 
Vorlage: III/143/2025 

  

3. Bauleitplanung 
  

3.1 Änderung Flächennutzungs- und Landschaftsplan im Bereich des BBP/GOP "Gewerbegebiet 
Schmerldorf Nord II"; 
Vorlage: III/144/2025 

  

3.1.1 Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 
Vorlage: III/166/2025 

  

3.1.2 Auslegungsbeschluss zur frühzeitigen Öffentlichkeits-, Behörden- und Trägerbeteiligung ge-
mäß §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB 
Vorlage: III/167/2025 

  

3.2 Bebauungs- und Grünordnungsplan „Gewerbegebiet Schmerldorf - Nord II“; 
Vorlage: III/168/2025 

  

3.2.1 Auslegungsbeschluss zur frühzeitigen Öffentlichkeits-, Behörden- und Trägerbeteiligung ge-
mäß §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB 
Vorlage: III/169/2025 

  

3.3 Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Gewerbegebiet Tannenweg, Weichendorf"; 
Vorlage: III/054/2025 

  

3.3.1 Abwägung der in Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeits-, Behörden- und Tragerbeteiligung 
gem. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB eingegangenen Stellungnahmen 
Vorlage: III/177/2025 

  

3.3.2 Auslegungsbeschluss zur förmlichen Öffentlichkeits-, Behörden- und Trägerbeteiligung gem. 
§§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB 
Vorlage: III/170/2025 

  

4. Bundesprogramm "Sanierung kommunaler Sportstätten";  
Einreichung einer Interessenbekundung für die Seehofhalle Memmelsdorf 
Vorlage: III/165/2025 

  

5. Bekanntgaben von in nichtöffentlicher Sitzung getroffenen Beschlüssen 
  

5.1 Vergaben; Neubau Feuerwehrgerätehaus Memmelsdorf; 629 Ausstattung; Möbel (GR 
29.10.2025, TOP 2.1) 
Vorlage: III/171/2025 

  

5.2 Vergaben; Neubau Feuerwehrgerätehaus Memmelsdorf; 629 Ausstattung; Spinde (GR 
29.10.2025, TOP 2.2) 
Vorlage: III/172/2025 

  

5.3 Vergaben; Neubau Feuerwehrgerätehaus Memmelsdorf; 629 Ausstattung; PSA-Pflege und 
Reinigung (GR 29.10.2025, TOP 2.3) 
Vorlage: III/173/2025 

  

5.4 Vergaben; Neubau Feuerwehrgerätehaus Memmelsdorf; 629 Ausstattung; Werkstatteinrich-
tung (GR 29.10.2025, TOP 2.4) 
Vorlage: III/174/2025 
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5.5 Vergaben; Neubau Feuerwehrgerätehaus Memmelsdorf; 629 Ausstattung; Lagereinrich-
tung(GR 29.10.2025, TOP 2.5) 
Vorlage: III/175/2025 

  

5.6 Vergaben; Neubau Feuerwehrgerätehaus Memmelsdorf; 629 Ausstattung; Hochhubwagen 
(GR 29.10.2025, TOP 2.6) 
Vorlage: III/176/2025 

  

5.7 Vergaben; Neubau Feuerwehrgerätehaus Memmelsdorf; 629 Ausstattung; Dampfstrahler 
(GR 29.10.2025, TOP 2.7) 
Vorlage: III/171/2025/1 

  

6. Bekanntgaben des Ersten Bürgermeisters 
  

7. Niederschriften; 
  

7.1 Genehmigung der Sitzungsniederschrift vom 23.09.2025 
Vorlage: III/163/2025 

  

7.2 Genehmigung der Sitzungsniederschrift vom 29.10.2025 
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Erster Bürgermeister Gerd Schneider eröffnet um 18:00 Uhr die öffentliche Sitzung des 
Gemeinderates, begrüßt alle Anwesenden und stellt die ordnungsgemäße Ladung und Beschluss-
fähigkeit des Gemeinderates fest. 
 
 
 

ÖFFENTLICHE SITZUNG 
 
 

 
1. Alter Friedhof Memmelsdorf; 

 
 
 
 
 
 
1.1 Vorstellung eines möglichen Gestaltungskonzeptes für Urnenbestattungsformen am 

Alten Friedhof Memmelsdorf 

 
Sachverhalt: 
 
Mit der Gestaltungsplanung des alten Dorffriedhofes in Memmelsdorf wurde das Unternehmen WEI-
HER GmbH aus Freiburg beauftragt.  
 
Im Landkreis Bamberg hat die Fa. WEIHER bereits viele Friedhöfe um neue Urnenbestattungsfor-
men erweitert (u. a. Gundelsheim, Hirschaid, Scheßlitz, Strullendorf). 
 
Herr Petzold stellt dem Gemeinderat erste Gestaltungskonzepte für Urnenbestattungsformen am 
alten Friedhof Memmelsdorf vor und steht für Fragen zur Verfügung. 
 
Es entwickelt sich eine ausführliche Diskussion, bei der auch Fragen aus dem Gremium beantwortet 
werden. 
 
Beschluss: 

 
1. Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen von der WEIHER GmbH zur Kenntnis. 

 
2. Der Gemeinderat stimmt einer Fortschreibung der Planung für den alten Friedhof  

Memmelsdorf auf Grundlage des in dieser Sitzung vorgestellten Konzeptes zu.  
 
Ja 19  Nein 1   
Mehrheitlich beschlossen 
 
 
1.2 Belegung des Alten Friedhofs Memmelsdorf – Teilweise Aufhebung des Beschlusses 

vom 03.12.1986 

 
Sachverhalt: 
 
Mit Beschluss des Gemeinderats vom 03.12.1986 wurde festgelegt, dass auf dem Alten Friedhof in 
Memmelsdorf keine neuen Grabstätten mehr vergeben werden. Nur bereits bestehende Gräber kön-
nen weiterhin im Rahmen der satzungsgemäßen Fristen belegt werden. 
 
Hintergrund dieser Entscheidung waren die seinerzeit festgestellten schlechten Bodenverhältnisse, 
die eine Wiederbelegung der Grabstätten auch nach Ablauf der 30-jährigen Ruhefrist (Sargbestat-
tungen) nicht zuließen. 
 



Öffentliche Sitzung des Gemeinderates vom 26.11.2025 Seite 5 von 51 
 

Die Situation ist unverändert, jedoch hat sich die Bestattungskultur gewandelt. Der Anteil der Urnen-
bestattungen nimmt kontinuierlich zu, während klassische Sargbestattungen rückläufig sind (2023: 
74 % Urnenbeisetzungen, 2024: 88 % Urnenbeisetzungen). 
 
Aus der Bürgerschaft wird seit vielen Jahren der Wunsch geäußert, den Alten Friedhof - zumindest 
für Urnenbestattungen - wieder zu öffnen.  
 
Die Verwaltung hat hierzu bereits in der Vergangenheit mit unterschiedlichen Institutionen Pla-
nungsvarianten erarbeitet. Kreisfachberaterin Frau Klemisch erstellte erste Gestaltungsmöglichkei-
ten. 2021/2022 entwickelte Herr Czerwonka ein Konzept zur Fortentwicklung des Alten Friedhofes. 
 
Die verschiedenen Optionen wurden geprüft. In Frage kommen insbesondere: 

• Urnenstelen 
• Urnenerdgräber 
• naturnahe Bestattungen unter Bäumen (sog. Baumbestattungen) 

 
Eine bedarfsgerechte und gestalterisch angepasste Öffnung erscheint sinnvoll und umsetzbar. Die 
Neubelegung mit Urnengrabstätten sollte nach einem erarbeiteten Konzept erfolgen. 
 
Um eine Neubelegung des Alten Friedhofes für Urnenbestattungen zu ermöglichen, ist der Be-
schluss vom 03.12.1986 teilweise aufzuheben.  
 
Beschluss: 
 
1. Der Gemeinderat hebt den Beschluss vom 03.12.1986 teilweise auf.  
 
2. Ab dem 01. Januar 2026 wird die Neuvergabe von Grabstätten für Urnenbestattungsformen ermög-

licht. 
 
Ja 19  Nein 1   
Mehrheitlich beschlossen 
 
 
2. Ausbau der Kreisstraße BA 16 (Drosendorf - Schmerldorf) mit straßenbegleitendem 

Geh- und Radweg, Vorstellung aktueller Planungsstand 

 
Sachverhalt: 
 
Die Gemeinde Memmelsdorf strebt seit geraumer Zeit den Ausbau der Kreisstraße BA16 mit stra-
ßenbegleitendem Geh- und Radweg an. Aktuell ist es gelungen eine Vorentwurfsplanung zu entwi-
ckeln, die auch die Zustimmung des für die Kreisstraße BA 16 zuständigen Baulastträgers, Land-
kreises Bamberg (FB Kreiseigener Tiefbau) findet. 
 
Darüber hinaus wurde die vorliegende Planung bereits dem Staatlichen Bauamt bezüglich der An-
bindung an die Staatstraße St2190 (Drosendorf – Straßgiech) vorgestellt. Auch hier findet die Pla-
nung vorbehaltlose Zustimmung. 
 
Um die finale Abstimmung der Vorentwurfsplanung mit der Regierung von Oberfranken durchführen 
zu können und anschließend den notwendigen Grunderwerb mit den betroffenen Grundstückseigen-
tümern verhandeln zu können wird der aktuelle Planungsstand dem Gemeinderat vorgestellt.  
 
Die Weiterführung der Planung und die Durchführung des notwendigen Grunderwerbs setzt die Be-
schlussfassung des Gemeinderates voraus. 
 
/ GR Hansel verlässt die Sitzung. / 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt den aktuellen Planungsstand zur Kenntnis.  
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Das Gremium stimmt der Fortführung der Planung auf Grundlage der vorgestellten Vorentwurfspla-

nung zu.  

 

Die Verwaltung wird ermächtigt, die notwendigen Grunderwerbsverhandlungen durchzuführen. 
 
Ja 19  Nein 0   
Einstimmig beschlossen 
 
 
 
3. Bauleitplanung 

 
 
 
 
 
 
3.1 Änderung Flächennutzungs- und Landschaftsplan im Bereich des BBP/GOP "Gewer-

begebiet Schmerldorf Nord II"; 

 
 
 
 
 
3.1.1 Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 

 
Sachverhalt: 
 
Die Planung wird vom Vertreter des Planungsbüros Höhnen & Partner vorgestellt und Fragen aus 
dem Gremium dazu beantwortet. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat Memmelsdorf fasst gemäß § 2 Abs. 1 BauGB (Baugesetzbuch) den Beschluss zur 
Änderung des Flächennutzungs- und Landschaftsplanes (FNP/LSP) im Bereich des verbindlichen 
Bebauungs- und Grünordnungsplanes (BBP/GOP) mit der Bezeichnung „Gewerbegebiet Schmerl-
dorf - Nord II“. Das Plangebiet liegt vollflächig in der Gemarkung (Gmkg.) Kremmeldorf, wird 
 
im Norden durch das Grundstück mit der Flur - Nummer (Fl.-Nr.) 851 (Ackerflächen), 
im Süden durch das Grundstück mit der Fl.-Nr. 877 (Ackerflächen), 
im Westen durch die Grundstücke mit den Fl.-Nr. 849 (Wirtschaftsweg), 848/1 (Ackerflächen),  

856 (Kr BA 16) und 876 (Ackerflächen) sowie 
im Osten durch die Grundstücke mit den Fl.-Nr. 869 (Gemeindeverbindungsstraße Richtung 

Meedensdorf), 856 (Kr BA 16), 855 (Privatgrundstück mit Wohngebäude, Nebenan-
lagen, Gartenflächen), 853 (Grünlandflächen), 627 (Privatgrundstück mit Gewerbe), 
852/2 (Lagerplatz), 852/1 (Straße „Oberes Baumfeld“), 852/3 (Lagerplatz) und 178 
(„Leithenbach“) 

 
begrenzt und beinhaltet folgende Grundstücke voll- oder teilflächig: Fl.-Nr. 848/1 (TF), 849 (TF), 852, 
856 (TF) und 877 (TF). 
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Die im bisher wirksamen FNP/LSP dargestellten Flächen für die Landwirtschaft und überörtlichen 
Hauptverkehrsstraßen sind im Zuge der FNP-/LSP - Änderung in gewerbliche Bauflächen gemäß § 
5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB (Baugesetzbuch i. V. m. § 1 Abs. 1 Nr. 3 BauNVO (Baunutzungsverordnung, 
in Straßenverkehrsflächen gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 3 BauGB und in Flächen für die Abwasserbeseiti-
gung mit der Zweckbestimmung „Regenrückhaltebecken“ gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 4 BauGB zu ändern. 
 
Die Änderung des FNP-/LSP hat im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB gemeinsam mit dem 
BBP/GOP „Gewerbegebiet Schmerldorf - Nord II“ zu erfolgen. Durchzuführen ist das durch das 
BauGB vorgegebene, zweistufige Regelverfahren mit der frühzeitigen bzw. mit der förmlichen Öf-
fentlichkeits-, Träger und Behördenbeteiligung gemäß §§ 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB bzw. gem. 
§§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB. 
 
Ja 16  Nein 3   
Mehrheitlich beschlossen 
 
 
3.1.2 Auslegungsbeschluss zur frühzeitigen Öffentlichkeits-, Behörden- und Trägerbetei-

ligung gemäß §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB 

 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat Memmelsdorf bestimmt den Planvorentwurf zur Änderung des Flächennutzungs- 
und Landschaftsplan im Bereich des BBP/GOP „Gewerbegebiet Schmerldorf - Nord II“ in der Fas-
sung vom 26.11.2025 für die frühzeitige Öffentlichkeits-, Träger- und Behördenbeteiligung gemäß 
§§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB. Die Verwaltung wird beauftragt, die frühzeitigen Beteiligungsver-
fahren auf Grundlage des Planvorentwurfes in der Fassung vom 26.11.2025 durchzuführen und den 
Aufstellungs- sowie den Auslegungsbeschluss ortsüblich auf der gemeindlichen Homepage sowie 
im amtlichen Mitteilungsblatt bekannt zu machen. 
 
Ja 16  Nein 3   
Mehrheitlich beschlossen 
 
 
3.2 Bebauungs- und Grünordnungsplan „Gewerbegebiet Schmerldorf - Nord II“; 

 
 
 
 
 
3.2.1 Auslegungsbeschluss zur frühzeitigen Öffentlichkeits-, Behörden- und Trägerbetei-

ligung gemäß §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB 

 
Sachverhalt: 
 



Öffentliche Sitzung des Gemeinderates vom 26.11.2025 Seite 8 von 51 
 

Vom Vertreter des Planungsbüros Höhnen & Partner werden Einzelheiten zur vorliegenden Planung 
erläutert sowie verschiedene Anfragen zu Planungsdetails beantwortet. 
 
Antrag GR Büttel:  
Die vorgesehenen Baumpflanzungen sind vor Beginn der Baumaßnahme durchzuführen. 
 
Vom Planer wird darauf hingewiesen, dass die Festsetzungen konkret erfolgen müssen, damit auch 
Rechtssicherheit erlangt wird. Von der Verwaltung wird vor Abstimmung über den Satzungsbe-
schluss eine juristische Stellungnahme zur Fragestellung bezüglich des Zeitpunkts der Eingrünungs-
maßnahmen eingeholt. Soweit rechtlich zulässig, könnte auch im städtebaulichen Vertrag eine ent-
sprechende Festlegung eingearbeitet werden. Der Antrag wird zurückgestellt. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat Memmelsdorf bestimmt den Planvorentwurf zum Bebauungs- und Grünordnungs-
plan „Gewerbegebiet Schmerldorf - Nord II“ in der Fassung vom 26.11.2025 für die frühzeitige Öf-
fentlichkeits-, Träger- und Behördenbeteiligung gemäß §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB. Die Ver-
waltung wird beauftragt, die frühzeitigen Beteiligungsverfahren auf Grundlage des Planvorentwurfes 
in der Fassung vom 26.11.2025 durchzuführen und den Aufstellungs- sowie den Auslegungsbe-
schluss ortsüblich auf der gemeindlichen Homepage sowie im amtlichen Mitteilungsblatt bekannt zu 
machen. 
 
Ja 14  Nein 5   
Mehrheitlich beschlossen 
 
 
3.3 Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Gewerbegebiet Tannenweg, Weichendorf"; 

 
 
 
 
 
3.3.1 Abwägung der in Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeits-, Behörden- und Tragerbe-

teiligung gem. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB eingegangenen Stellungnahmen 

 
Sachverhalt und Beschlüsse: 
 

Die Frist für das Beteiligungsverfahren endete am 15.11.2024. 
Die Planung lag vom 07.10.2024 bis einschließlich 15.11.2024 öffentlich aus. 

 
 
 
1. Träger öffentlicher Belange 
 
1. Folgende Fachstellen haben im Rahmen des Beteiligungsverfahrens keine Stellungnah-

men abgegeben und werden daher nachfolgend beschlussmäßig nicht behandelt: 
 
5 Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung 96049 Bamberg 
7 Amt für Ländliche Entwicklung Oberfranken 96047 Bamberg 
11 Deutsche Bahn AG DB Immobilien Region Süd 80339 München 
13 Bayer. Landesamt für Denkmalpflege, Referat B Q 80539 München 
15 Erzbischöfliches Ordinariat Bamberg 96049 Bamberg 
 - Liegenschaftsabteilung 
16 Evangelische Gesamtkirchenverwaltung 96049 Bamberg 
18 Gewerbeaufsichtsamt 96407 Coburg 
25 Stadt Scheßlitz 96110 Scheßlitz 
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2. Nachfolgende Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange haben im Rahmen 
des Beteiligungsverfahrens keine Bedenken, Anregungen oder Einwände zum BBP vor-
gebracht: 

 
3 Regionaler Planungsverband Oberfranken-West, Bamberg, Stellungnahme vom 29.10.2024 
6 Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Bamberg, Stellungnahme vom 08.10.2024 
9 TenneT TSO GmbH, Bayreuth, Stellungnahme vom 31.10.2024 
12 Regierung von Oberfranken – Bergamt Nordbayern, Bayreuth, Stellungnahme vom 

08.11.2024 
17 IHK für Oberfranken, Bayreuth, Stellungnahme vom 14.11.2024 
19 Handwerkskammer, Bayreuth, Stellungnahme vom 07.11.2024 
21 Stadt Bamberg, Stellungnahme vom 14.10.2024 
22 Gemeinde Breitengüßbach, Stellungnahme vom 18.+21.11.2024 
23 Gemeinde Gundelsheim, Stellungnahme vom 13.11.2024 
24 Gemeinde Litzendorf, Stellungnahme vom 25.10.2024 
 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Stellungnahmen bzw. die Ausführungen zur Kenntnis. 
 
 
Abstimmung: 18:0 
einstimmig beschlossen 
/ GR Nickoleit nicht anwesend / 
 
3. (1) Stellungnahmen der Regierung von Oberfranken, Bayreuth vom 21.10.2024 und 

05.11.2024 
 

 
 

 
 
 
Beschluss: 



Öffentliche Sitzung des Gemeinderates vom 26.11.2025 Seite 10 von 51 
 

 
Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Zu den einzelnen Unterpunkten des SG 32 
beschließt der Gemeinderat wie folgt: 
 
1. Da es sich um einen "Vorhabenbezogenen Bebauungsplan" handelt, wurde in der Begründung 

ein gesondertes Kapitel zur rechtlichen Ausgangslage und zur Zulässigkeit des Vorhabens auf-
geführt (Kapitel 4). In Kapitel 1 der Begründung erging zudem der Hinweis, dass sich der Be-
bauungsplan aus den Darstellungen des Flächennutzungsplanes entwickelt. Außerdem wurde 
auf den erforderlichen städtebaulichen Vertrag zwischen Vorhabenträger und der Gemeinde 
Memmelsdorf hingewiesen. 
Die getroffenen Ausweisungen sind an das Vorhaben geknüpft, die entsprechend ausgearbei-
teten Vorhabenpläne waren bereits Bestandteil des Verfahrens. 
Die Dokumentierung weiterer Gesichtspunkte im Sinne einer Erforderlichkeit ist somit nach An-
sicht des Gemeinderates nicht gegeben. 

 
2. Die Verbindlichen Festsetzungen werden wie angeregt um den Hinweis zur Zulässigkeit des 

Vorhabens entsprechend ergänzt. 
 
3. Die Ausweisungen entsprechen den Darstellungen des wirksamen Flächennutzungsplanes von 

22.11.1995, in dem die Fläche gegenüber dem Wohngebiet bereits als Gewerbliche Baufläche 
mit der Spezifizierung "für nicht wesentlich störende Gewerbegebiete" gekennzeichnet ist. Mög-
liche Konflikte mit der angrenzenden Wohnbebauung wurden im Rahmen einer Geräuschkon-
tingentierung über die Festlegung flächenbezogener Schallleistungspegel einerseits und eines 
Vorab-Nachweises über die Einhaltung der lärmtechnischen Vorgaben andererseits geregelt 
und in der Begründung aufgezeigt. 

 
4. Die Bekanntmachung zur frühzeitigen Auslegung erfolgte neben der üblichen Bekanntmachung 

im Mitteilungsblatt der Gemeinde Memmelsdorf auch parallel im Internet bzw. auf der Home-
page der Gemeinde Memmelsdorf. 

 
Die Abwägung zu Stellungnahmen der jeweils zuständigen Behörden erfolgen an entsprechender 
Stelle. 
 
Abstimmung: 16:3 
mehrheitlich beschlossen 
 
 
4. (2) Stellungnahme des Landratsamtes Bamberg vom 13.11.2024 
 

 
 

 
Beschluss: 
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Immissionsschutz: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Hinsichtlich Trennungsgrundsatz verweist 
der Gemeinderat auf die Darstellungen des wirksamen Flächennutzungsplanes von 22.11.1995, in 
dem die Fläche gegenüber dem Wohngebiet bereits als Gewerbliche Baufläche mit der Spezifizie-
rung "für nicht wesentlich störende Gewerbegebiete" gekennzeichnet ist. Daher wurde bei der Auf-
stellung des vorliegenden Bebauungsplanes dem Immissionsschutz ein besonderer Wert einge-
räumt, was sich in der erwähnten Geräuschkontingentierung unter Berücksichtigung einer lärmtech-
nischen Vorbelastung inkl. eines Vorab-Nachweises über die Einhaltung der lärmtechnischen Vor-
gaben äußerte. 
Diese Vorgaben, die als Berechnungsgrundlage für die schalltechnischen Untersuchungen dienten, 
sind vom Vorhabenträger entsprechend einzuhalten. In der Begründung zum Bebauungsplan ist in 
diesem Zusammenhang bereits ein Nachweis zur Einhaltung der Vorgaben hinsichtlich der auf dem 
Betriebsgrundstück vorgesehenen Tätigkeiten abgebildet. 
Trotz der seitens der Gemeinde Memmelsdorf vorgesehenen Aufhebung des Bebauungsplanes 
"Lerchenberg" wird dabei im Rahmen der schalltechnischen Untersuchungen an den sensibleren 
Immissionsrichtwerten eines Reines Wohngebietes festgehalten, da dies der tatsächlichen Nutzung 
im Baugebiet "Lerchenberg" entspricht. 
 
Im Rahmen der mittlerweile stattgefundenen Umplanungen zum Bauvorhaben wird die geplante 
Halle um 20 m verlängert, so dass sich sowohl die Hackschnitzel-Lagerung als auch der Waschplatz 
in der Halle befinden werden. 
Die Planunterlagen inkl. der schalltechnischen Untersuchungen werden entsprechend angepasst, 
die beiden Standorte für Nebenanlagen (Waschanlage und Hackschnitzellager) entfallen. Zudem 
wird für die südliche Teilfläche (TF 2) eine geschlossene Bauweise festgesetzt, auch im Sinne des 
Immissionsschutzes. 
Insgesamt ergibt sich eine Verbesserung der Schallsituation hinsichtlich der Einhaltung der Immis-
sionsrichtwerte und Vorgaben aus der Geräuschkontingentierung.  
 
Abstimmung: 14:5 
mehrheitlich beschlossen 
 

 
 

 
 
 

Beschluss: 
 
Bodenschutz: 
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Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Ein Hinweis zur Minimierung der Flächen-
versiegelung mit geeigneten Maßnahmen ist bereits Bestandteil der Verbindlichen Festsetzungen 
unter Punkt A 13.2. Im Rahmen der Planungen erfolgten zudem Berechnungen zur Fassung der 
Oberflächenwässer inkl. der Ausweisung eines Regenrückhaltebeckens. 
 
Abstimmung: 19:0 
einstimmig beschlossen 
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Beschluss: 
 
Wasserrecht: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Zu den einzelnen Unterpunkten beschließt 
der Gemeinderat wie folgt: 
 
Standort 
 
Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen zum Oberflächenabfluss und möglicher Starkregenereig-
nisse zur Kenntnis. Der Hinweis zum Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird an den 
Vorhabenträger weitergeleitet. 
 
Trinkwasserversorgung 
 
(Kenntnisnahme) 
 
Abwasserentsorgung 
 
Die Thematik zur wasserrechtlichen Erlaubnis ist der Gemeinde bekannt, entsprechende Unterlagen 
wurden eingereicht. Mittlerweile liegt vom Landratsamt Bamberg ein Änderungsbescheid vor (vom 
23.12.2024), mit dem eine beschränkte Erlaubnis bescheinigt wurde, die am 31.12.2027 endet. 
Bei der ausstehenden Beantragung zur wasserrechtlichen Erlaubnis wird das geplante Bauvorhaben 
inkl. der Hackschnitzellagerung berücksichtigt. Weitere Details werden im Rahmen der anstehenden 
Baumaßnahmen geklärt. 
Der Waschplatz wird im Rahmen der aktuellen Planüberarbeitungen in einer Verlängerung der ge-
planten Halle positioniert. 
Die Ableitung des Waschplatzes wird über eine Abscheideranlage geführt, der an den Schmutzwas-
serkanal angeschlossen wird. Aufgrund der zukünftigen Lage in der Halle ist dabei kein Regenwas-
ser zur berücksichtigen. 
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Der Erschließungsplan mit Entwässerungskonzept wird im anstehenden Verfahrensschritt Bestand-
teil der Vorhabenplanung. 
 
Niederschlagswasser 
 
Die Ausführungen werden zu Kenntnis genommen und berücksichtigt. Nach derzeitigem Kenntnis-
stand ist über den Baugrund eine regelkonforme Versickerung auf dem Grundstück nicht möglich. 
Die Regenwässer der Hoffläche werden über eine begrünte Mulde zur Vorreinigung geführt. Hier 
kann es bei geringeren Regenereignissen zu Verdunstung und im geringen Umfang zur Versicke-
rung kommen. Ebenso kann im begrünten Regenrückhaltebecken im geringen Umfang eine Ver-
dunstung bzw. Versickerung stattfinden. Die Lagerung von Hackschnitzel erfolgt nach neuer Pla-
nung innerhalb der Halle im überdachten Bereich, so dass hier keine weiteren Maßnahmen in Bezug 
auf die Vorbehandlung von Regenwässern ergriffen werden müssen. 
Die Begründung wird hinsichtlich der neuen Planungsgegebenheiten überarbeitet. 
Der Erschließungsplan mit Entwässerungskonzept wird im anstehenden Verfahrensschritt Bestand-
teil der Vorhabenplanung. 
 
Grundwasser 
 
Die verbindliche Vorschreibung der Einrichtung von Zisternen ist bereits Planungsbestandteil. 
Nach derzeitigem Kenntnisstand ist über den Baugrund eine regelkonforme Versickerung auf dem 
Grundstück nicht möglich. Die Regenwässer der Hoffläche werden über eine begrünte Mulde zur 
Vorreinigung geführt. Hier kann es bei geringeren Regenereignissen zu Verdunstung und im gerin-
gen Umfang zur Versickerung kommen. Ebenso kann im begrünten Regenrückhaltebecken im ge-
ringen Umfang eine Verdunstung bzw. Versickerung stattfinden. 
Die Begründung wird hinsichtlich der neuen Planungsgegebenheiten überarbeitet. 
 
Grundwasserabsenkung/Bauwasserhaltung 
 
Die Ausführungen zur Grundwasserabsenkung/Bauwasserhaltung werden zur Kenntnis genommen. 
 
Versiegelung 
 
Die Verbindlichen Festsetzungen enthalten unter Punkt A 13.2 bereits Regelungen zur Minimierung 
der Flächenversiegelung. 
In der überarbeiteten Planung werden alle Lagerflächen in die Halle integriert. Somit sind diese auf 
befestigten Flächen und vor Regen geschützt. 
 
Dacheindeckung 
 
Der bereits hinsichtlich geeigneter Metalldachausführungen enthaltene Punkt B 1.3 der Verbindli-
chen Festsetzungen wird bezüglich der Details zu den erlaubten Beschichtungen entsprechend er-
gänzt. 
Eine extensive Dachbegrünung für Flachdächer und flach geneigte Dächer wurde bereits vorge-
schrieben (ebenfalls B 1.3). 
 
Fassadenbegrünung/Dacheindeckung 
 
Eine Empfehlung zur Fassadenbegrünung ist bereits Planungsbestandteil unter Punkt B 1.3 bzw. 
korrigiert auf B 1.4 der Festsetzungen. 
 
Erneuerbare Energien 
 
(Kenntnisnahme) 
 
Geothermie 
 
Ein Hinweis zur erforderlichen Kontaktaufnahme mit dem Landratsamt Bamberg im Falle der Errich-
tung geothermischer Anlagen ist bereits Bestandteil der Begründung 
 



Öffentliche Sitzung des Gemeinderates vom 26.11.2025 Seite 19 von 51 
 

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmung: 15:4 
mehrheitlich beschlossen 
 
 

 
 
Beschluss: 
 
Kreiseigener Tiefbau: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen zur Kenntnis.  

 
Abstimmung: 19:0 
einstimmig beschlossen 

 
 

 
 
Beschluss: 
 
Bauleitplanung: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Der Immissionsschutz wurde bereits bzw. 
wird weiterhin ausreichend berücksichtigt. Auf entsprechende schalltechnischen Untersuchungen 
inkl. einer Geräuschkontingentierung unter Berücksichtigung der lärmtechnischen Vorbelastung wird 
verwiesen. Trotz der vorgesehenen Aufhebung des Bebauungsplanes "Lerchenberg" wird dabei im 
Rahmen der schalltechnischen Untersuchungen an den sensibleren Immissionsrichtwerten eines 
Reines Wohngebietes festgehalten, da dies der tatsächlichen Nutzung im Baugebiet "Lerchenberg" 
entspricht. 

 
Abstimmung: 17:2 
mehrheitlich beschlossen 
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Beschluss: 
 
Naturschutz + Straßenverkehr: 
 
Der Gemeinderat nimmt die übrigen Ausführungen des Landratsamtes zur Kenntnis. 
Abstimmung: 19:0 
einstimmig beschlossen 
 
 
5. (4) Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes Kronach, vom 21.10.2024 
 

 
 
Beschluss: 
 
1. Wasserschutzgebiete / Wasserversorgung: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen zur Kenntnis.  
 
Abstimmung: 19:0 
einstimmig beschlossen 
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Beschluss: 
 
2. Überschwemmungsgebiete / Gewässerentwicklung: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen inkl. wild abfließender Oberflächenwässer und möglicher 
Starkregenereignisse zur Kenntnis. Der Hinweis zum Abschluss einer Elementarschadensversiche-
rung wird an den Vorhabenträger weitergeleitet. 
 
Abstimmung: 18:1 
mehrheitlich beschlossen 

 
 



Öffentliche Sitzung des Gemeinderates vom 26.11.2025 Seite 22 von 51 
 

 

 
 

Beschluss: 
 
3. Abwasser- & Niederschlagswasserbeseitigung / Gewässerschutz: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Die Thematik zur wasserrechtlichen Er-
laubnis ist der Gemeinde bekannt, entsprechende Unterlagen wurden eingereicht. Mittlerweile liegt 
vom Landratsamt Bamberg ein Änderungsbescheid vor (vom 23.12.2024), mit dem eine be-
schränkte Erlaubnis bescheinigt wurde, die am 31.12.2027 endet. 
Bei der ausstehenden Beantragung zur wasserrechtlichen Erlaubnis wird das geplante Bauvorhaben 
inkl. der Hackschnitzellagerung berücksichtigt. Weitere Details werden im Rahmen der anstehenden 
Baumaßnahmen geklärt. 
Im Rahmen der mittlerweile stattgefundenen Umplanungen zum Bauvorhaben (u. a. Verlängerung 
der Lagerhalle um 20 m) werden die Beschreibungen zur Entwässerung in der Begründung noch-
mals angepasst. 
Der Erschließungsplan mit Entwässerungskonzept wird im anstehenden Verfahrensschritt Bestand-
teil der Vorhabenplanung. 
Weitere Details werden im Rahmen der anstehenden Baumaßnahmen geklärt.  
 
Abstimmung: 15:4 
mehrheitlich beschlossen 
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Beschluss: 
 
4. Altlasten + 5. Zusammenfassung: 
 
Der Gemeinderat nimmt die übrigen Ausführungen zur Kenntnis. Ein Hinweis zu möglichen Anzei-
chen von Altlastverdachtsflächen ist bereits Bestandteil der Verbindlichen Festsetzungen unter Pkt. 
C 17. 
 
Abstimmung: 19:0 
einstimmig beschlossen 
 
 
6. (8) Stellungnahme der Bayernwerk Netz GmbH, Bamberg vom 04.11.2024 
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+ Sicherheitshinweise für Arbeiten in der Nähe von Kabel- Gas- und Freileitungen (17 Seiten) 

 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Im Vorfeld des Bebauungsplan-Verfahrens 
wurden Informationen seitens des Vorhabenträgers zur bestehenden 20kV-Freileitung eingeholt. Die 
darin enthaltenen geringeren Abstandsmaße der einzuhaltenden Schutzstreifen werden durch die 
Schutzzonen-Abstände gemäß aktueller Stellungnahme ersetzt. Die Planunterlagen werden ent-
sprechend angepasst.  
Die Auflistung der Einschränkungen wird zusammen mit dem Merkblatt mit dem Verweis auf die 
Sicherheitshinweise, die zudem an den Vorhabenträger weitergeleitet wurden, in die Begründung 
übernommen, dementsprechend werden die bereits enthaltenen Auflagen angepasst bzw. ersetzt. 
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Vermerkt wird dabei auch der Hinweis, dass hinsichtlich einer geringfügigen Überschreitung der 
Baugrenze im nordwestlichen Bereich der Teilfläche 1 (geplantes Wohngebäude) im Schutzzonen-
bereich der Freileitung (ca. 1,30 m auf einer Fläche von ca. 3 m²) Abstimmungen mit der Bayernwerk 
Netz GmbH im Rahmen der Baumaßnahmen zu treffen sind. 
Dieser Bereich liegt zudem außerhalb des vorab eingeholten Schutzzonenbereiches von 7,5 m beid-
seits der Leitungsachse. 
 
Abstimmung: 19:0 
einstimmig beschlossen 
 
 
7. (10) Stellungnahme der Deutschen Telekom Technik GmbH, Bamberg vom 14.11.2024 
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Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Die angesprochene Koordinierung erfolgt 
rechtzeitig im Rahmen der Tiefbaumaßnahmen. 
Die Hinweise zu den Pflanzabständen sind zusammen mit dem Verweis auf das entsprechende 
Merkblatt bereits Bestandteil der Verbindlichen Festsetzungen. 
 
Abstimmung: 19:0 
einstimmig beschlossen 
 
 
8. (14) Stellungnahme des Bayerischen Bauernverbandes, Bamberg vom 12.11.2024 
 

 
 
 
Beschluss: 
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Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Die Ausbildung der geplanten Böschungen 
erfolgt anhand geeigneter Böschungswinkel und unter Beachtung der entsprechenden Richtlinien. 
Im Rahmen der Erstellung der Planunterlagen erfolgte eine vom Vorhabenträger beauftragte Ent-
wässerungsplanung, deren Aussagen bereits Bestandteil der Begründung in Kap. 7.2 - Abwässer 
sind. Die Oberflächenwässer werden auf dem Betriebsgrundstück gesammelt und östlich davon in 
einem Regenrückhaltebecken gesammelt. Verwiesen wird auf die entsprechenden Festsetzungen 
und Beschreibungen, die bereits Planungsbestandteil sind und aufgrund der neuen Planungsgege-
benheiten nochmals angepasst werden. 
Im Rahmen der mittlerweile stattgefundenen Umplanungen zum Bauvorhaben (u. a. Verlängerung 
der Lagerhalle um 20 m) werden die Beschreibungen zur Entwässerung in der Begründung noch-
mals angepasst. 
 
Der Erschließungsplan mit Entwässerungskonzept wird im anstehenden Verfahrensschritt Bestand-
teil der Vorhabenplanung. 
 
Abstimmung: 19:0 
einstimmig beschlossen 
 
 
9. (20) Stellungnahme des Kreisbrandrates des Landkreises Bamberg, Hallstadt vom 

05.11.2024 
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Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Die Auflagen zur Löschwasserversorgung 
inkl. der Einrichtung der geforderten Hydranten werden im Rahmen der anstehenden Tiefbaumaß-
nahmen entsprechend beachtet. Es ist davon auszugehen, dass somit die Löschwasserversorgung 
gewährleistet wird. 
 
Nach erfolgter Überprüfung durch die Gemeinde Memmelsdorf kann für den bezeichneten Bereich 
eine maximale Löschwasserdeckung von 48 m³/h über 2 Std. (800 l/min) gewährleistet werden. Um 
den Bedarf von 1600l/min zu gewährleisten, wird vom Vorhabenträger ein Löschwasserbehälter mit 
einem Fassungsvolumen von mindestens 96 m³ auf Privatgrund hergestellt. Die Begründung wird 
dahingehend entsprechend ergänzt.  
Zudem wird der Löschwasserbehälter im Erschließungsplan dargestellt, der im anstehenden Ver-
fahrensschritt Bestandteil der Vorhabenplanung wird. 
Alle weiteren Regelungen und Abstimmungen erfolgen im Rahmen der Tiefbaumaßnahmen sowie 
mit der Feuerwehr. 
 
Die Zufahrbarkeit des Betriebsgeländes für die Feuerwehr wird gewährleistet, ebenso die Voraus-
setzungen zur Einhaltung des zweiten Rettungsweges. 
 
Abstimmung: 19:0 
einstimmig beschlossen 
 
 
2. Öffentlichkeit 
 
 
P 1 Stellungnahme Personen 1 vom 07.10.2024 
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Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Hinsichtlich der erwähnten Arbeitszeiten 
verweist der Gemeinderat auf die gültigen Regelwerke (TA Lärm, etc.), die von jedem Nutzer und 
somit auch vom Vorhabenträger entsprechend einzuhalten sind. Eine Überprüfung zur Einhaltung 
dieser Regelungen ist nicht Gegenstand des vorliegenden Bebauungsplan-Verfahrens, sondern ob-
liegt den zuständigen Behörden. 
 
Zur Festlegung des Schallleistungspegels für das Rangiergeräusch eines LKW wurden analog ver-
gleichbarer Schallschutzberechnungen die Erkenntnisse des "Technischen Berichtes zur Untersu-
chung von LKW- und Ladegeräuschen auf Betriebsgeländen von Frachtzentren, Auslieferungsla-
gern und Speditionen" der Hessischen LfU aus dem Jahr 1995 herangezogen. Dieser beträgt 
99 dB(A). Laut des Technischen Berichtes aus dem Jahr 2005 sind aufgrund technischer Weiterent-
wicklungen im Motoren- und Fahrzeugbau die Schallpegel mittlerweile um 1 bis 2 dB(A) niedriger 
als 1995. Da gemäß LfU der empfohlene Ausgangspegel aber weiterhin mit 3 bis 5 dB(A) über dem 
Leerlaufgeräusch anzusetzen ist, wurde aber am für den Vorhabenträger schalltechnisch ungünsti-
geren Schallleistungspegel von 99 dB(A) für die Rangiergeräusche zur Sicherheit festgehalten. 
Bei den erwähnten 40 dB(A) handelt es sich um den flächenbezogenen Schallleistungspegel, der 
für die südliche Teilfläche des geplanten Gewerbegebietes festgesetzt wurde. Insgesamt wurde der 
Nachweis über die Einhaltung der festgelegten Geräuschkontingente erbracht und in der Begrün-
dung aufgeführt (Kapitel 8.1). 
 
Hinsichtlich der Bedenken zu emissionsarmen Gewerbe verweist der Gemeinderat auf die Darstel-
lungen des wirksamen Flächennutzungsplanes von 22.11.1995, in dem die Fläche gegenüber dem 
Wohngebiet bereits als Gewerbliche Baufläche mit der Spezifizierung "für nicht wesentlich störende 
Gewerbegebiete" gekennzeichnet ist. Daher wurde bei der Aufstellung des vorliegenden 
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Bebauungsplanes dem Immissionsschutz ein besonderer Wert eingeräumt, was sich in der erwähn-
ten Geräuschkontingentierung unter Berücksichtigung einer lärmtechnischen Vorbelastung inkl. ei-
nes Vorab-Nachweises über die Einhaltung der lärmtechnischen Vorgaben äußerte. 
Diese Vorgaben, die als Berechnungsgrundlage für die schalltechnischen Untersuchungen dienten, 
sind vom Vorhabenträger entsprechend einzuhalten. In der Begründung zum Bebauungsplan ist in 
diesem Zusammenhang bereits ein Nachweis zur Einhaltung der Vorgaben hinsichtlich der auf dem 
Betriebsgrundstück vorgesehenen Tätigkeiten abgebildet. 
Trotz der vorgesehenen Aufhebung des Bebauungsplanes "Lerchenberg" wird dabei im Rahmen 
der schalltechnischen Untersuchungen an den sensibleren Immissionsrichtwerten eines Reines 
Wohngebietes festgehalten, da dies der tatsächlichen Nutzung im Baugebiet "Lerchenberg" ent-
spricht. 
 
Die Einhaltung der Straßenverkehrsordnung oder eine Überprüfung zur Einhaltung dieser Regelun-
gen sind ebenso wenig wie die erwähnten Verhaltensweisen im Straßenverkehr nicht Gegenstand 
des vorliegenden Bebauungsplan-Verfahrens. Die öffentliche Verkehrsfläche des Tannenweges, die 
im nördlichen Verlauf in einen Flurbereinigungsweg übergeht, ist mit ca. 5 m ausreichend bemessen. 
Insgesamt ist eine Einschränkung der Naherholungsmöglichkeiten nicht erkennbar. 
 
Im Rahmen der mittlerweile stattgefundenen Umplanungen zum Bauvorhaben wird die geplante 
Halle um 20 m verlängert, so dass sich sowohl die Hackschnitzel-Lagerung als auch der Waschplatz 
in der Halle befinden werden. 
Die Planunterlagen inkl. der schalltechnischen Untersuchungen werden entsprechend angepasst, 
die beiden Standorte für Nebenanlagen (Waschanlage und Hackschnitzellager) entfallen. Insgesamt 
ergibt sich eine Verbesserung der Schallsituation hinsichtlich der Einhaltung der Immissionsricht-
werte und Vorgaben aus der Geräuschkontingentierung.  
 
Der Plan mit der vorgesehenen Hallenerweiterung ist Verfahrensbestandteil und kann zusammen 
mit allen übrigen relevanten Unterlagen im nächsten Verfahrensschritt eingesehen werden. 
Hinsichtlich einer entsprechenden Emission wurden vom Landratsamt Bamberg als zuständige Um-
welt- und Immissionsschutzbehörde im Rahmen des Bebauungsplan-Verfahrens zudem keine Be-
denken geäußert. 
 
Die Realisierung der festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen ist nach Abschluss des Verfahrens durch 
Rechtskraft des Bebauungsplans und durch die Verpflichtungen des Vorhabenträgers gemäß §135a 
BauGB gesichert. Eine weitere Sicherung kann durch Schließung eines städtebaulichen Vertrags 
zwischen Gemeinde und Vorhabenträger erfolgen. Die Ausführung der Ausgleichsmaßnahmen wird 
zudem durch die zuständige Untere Naturschutzbehörde des Landratsamtes geprüft.  
 
Für das Benutzen und Abstellen von Fahrzeugen und Maschinen sind keine besonderen Vorkeh-
rungen erforderlich. Die Hoffläche wird jedoch so ausgebildet, dass eine Vorreinigung der Regen-
wässer über eine belebte Oberbodenzone erfolgt, bevor eine Einleitung in das Regenrückhaltebe-
cken bzw. den Vorfluter erfolgt. 
Im Rahmen der mittlerweile stattgefundenen Umplanungen zum Bauvorhaben (u. a. Verlängerung 
der Lagerhalle um 20 m) werden die Beschreibungen zur Entwässerung in der Begründung noch-
mals angepasst. 
Der Erschließungsplan mit Entwässerungskonzept wird im anstehenden Verfahrensschritt Bestand-
teil der Vorhabenplanung. 
 
Ein Häckseln von Hackschnitzel ist seitens des Vorhabenträgers nicht vorgesehen. Entsprechende 
Tätigkeiten sind weder Bestandteil der Betriebsbeschreibung noch Gegenstand der Rahmendaten 
beim Nachweis über die Einhaltung der lärmtechnischen Vorgaben im Bebauungsplan (der Begrün-
dung entnehmbar in Kapitel 8). 
Möglich und in den Betriebsbeschreibungen bereits erwähnt ist neben dem Eigenverbrauch der 
Hackschnitzel auch ein Vertrieb, der unter Beachtung der lärmtechnischen Voraussetzungen erfol-
gen kann. Der Abtransport der Hackschnitzel ist zum einen lärmtechnisch nicht am gleichen Tag 
zulässig, wie die Anlieferung. 
Zum anderen sind insgesamt die maximal geltenden Bewegungsabläufe hinsichtlich der Zufahrten 
zu beachten. 
Die Begründung wird hinsichtlich des Vertriebs nochmals berichtigt überabeitet (Kapitel 4 und 8.1). 
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Abstimmung: 18:1 
mehrheitlich beschlossen 
 
 
P 2.1+2.2 Stellungnahmen Personen 2.1 und 2.2 vom 03.11.2024 und 07.11.2024 (gleichlau-

tend) 
 

 
 

 
 

Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Für das vorliegende Bebauungsplan-Ver-
fahren sind neben den festgelegten Lärmkontingenten die im Nachweis (Kapitel 8 der Begründung) 
aufgeführten Auflagen relevant, die vom Vorhabenträger entsprechend einzuhalten sind. 
 
Hinsichtlich der erwähnten lärmtechnischen Belastung im Vorfeld des eigentlichen Bebauungsplan-
Verfahrens verweist der Gemeinderat auf die gültigen Regelwerke (TA Lärm, etc.), die von jedem 
Nutzer und somit auch vom Vorhabenträger entsprechend einzuhalten sind. Eine Überprüfung zur 
Einhaltung dieser Regelungen ist nicht Gegenstand des vorliegenden Bebauungsplan-Verfahrens, 
sondern obliegt den zuständigen Behörden. 
 
Ein Häckseln von Hackschnitzel ist seitens des Vorhabenträgers nicht vorgesehen. Entsprechende 
Tätigkeiten sind weder Bestandteil der Betriebsbeschreibung noch Gegenstand der Rahmendaten 
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beim Nachweis über die Einhaltung der lärmtechnischen Vorgaben im Bebauungsplan (der Begrün-
dung entnehmbar in Kapitel 8). 
Möglich und in den Betriebsbeschreibungen bereits erwähnt ist neben dem Eigenverbrauch der 
Hackschnitzel auch ein Vertrieb, der unter Beachtung der lärmtechnischen Voraussetzungen erfol-
gen kann. Der Abtransport der Hackschnitzel ist zum einen lärmtechnisch nicht am gleichen Tag 
zulässig, wie die Anlieferung. 
Zum anderen sind insgesamt die maximal geltenden Bewegungsabläufe hinsichtlich der Zufahrten 
zu beachten. 
Die Begründung wird hinsichtlich des Vertriebs nochmals berichtigt überabeitet (Kapitel 4 und 8.1). 
 
Hinsichtlich der Bedenken zum "stillen Gewerbe" und generell zur Ansiedlung des Gewerbegebietes 
in diesem Bereich von Weichendorf verweist der Gemeinderat auf die Darstellungen des wirksamen 
Flächennutzungsplanes von 22.11.1995, in dem die Fläche gegenüber dem Wohngebiet bereits als 
Gewerbliche Baufläche mit der Spezifizierung "für nicht wesentlich störende Gewerbegebiete" ge-
kennzeichnet ist. Daher wurde bei der Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes dem Immis-
sionsschutz ein besonderer Wert eingeräumt, was sich in der erwähnten Geräuschkontingentierung 
unter Berücksichtigung einer lärmtechnischen Vorbelastung inkl. eines Vorab-Nachweises über die 
Einhaltung der lärmtechnischen Vorgaben äußerte. 
Diese Vorgaben, die als Berechnungsgrundlage für die schalltechnischen Untersuchungen dienten, 
sind vom Vorhabenträger entsprechend einzuhalten. In der Begründung zum Bebauungsplan ist in 
diesem Zusammenhang bereits ein Nachweis zur Einhaltung der Vorgaben hinsichtlich der auf dem 
Betriebsgrundstück vorgesehenen Tätigkeiten abgebildet. 
Im Rahmen der mittlerweile stattgefundenen Umplanungen zum Bauvorhaben wird die geplante 
Halle um 20 m verlängert, so dass sich sowohl die Hackschnitzel-Lagerung als auch der Waschplatz 
in der Halle befinden werden. 
Die Planunterlagen inkl. der schalltechnischen Untersuchungen werden entsprechend angepasst, 
die beiden Standorte für Nebenanlagen (Waschanlage und Hackschnitzellager) entfallen. Insgesamt 
ergibt sich eine Verbesserung der Schallsituation hinsichtlich der Einhaltung der Immissionsricht-
werte und Vorgaben aus der Geräuschkontingentierung.  
 
Verwiesen wird nochmals auf das relevante Regelwerk - Technische Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm (TA Lärm) von 2017 - in dem die Grundlagen für den Beurteilungszeitraum während der Tag-
stunden - werktags (= Montag bis Samstag) von 6:00 bis 22:00 Uhr unter Beachtung der Ruhezeit-
räume - geregelt sind. Im Plangrundstück sind die gemäß der Begründung aufgeführten lärminten-
siven Tätigkeiten ausschließlich werktags zulässig. 
 
Der Immissionsschutz wurde bereits bzw. wird weiterhin ausreichend berücksichtigt. Auf entspre-
chende schalltechnischen Untersuchungen inkl. einer Geräuschkontingentierung unter Berücksich-
tigung der lärmtechnischen Vorbelastung wird verwiesen. Trotz der seitens der Gemeinde Mem-
melsdorf vorgesehenen Aufhebung des Bebauungsplanes "Lerchenberg" wird dabei im Rahmen der 
schalltechnischen Untersuchungen an den sensibleren Immissionsrichtwerten eines Reines Wohn-
gebietes festgehalten, da dies der tatsächlichen Nutzung im Baugebiet "Lerchenberg" entspricht. 
 
Ein "einfaches Verfahren" liegt im Übrigen nicht vor, vielmehr handelt es sich um ein Regelverfahren 
gemäß BauGB mit mindestens zwei Auslegungen / Behördenbeteiligungen, und der Ausarbeitung 
eines Umweltberichts inkl. Beschreibung der Umweltauswirkungen. 
 
Abstimmung: 17:2 
mehrheitlich beschlossen 
 
 
P 3 Stellungnahme Personen 3 vom 06.11.2024 
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Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen zur Kenntnis und verweist auf die im Zusammenhang mit 
Bebauungsplan-Verfahren gültigen Regelwerke. Unter anderem sind dabei in der Technischen An-
leitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm von 2017 - in dem die Grundlagen für den Beurteilungs-
zeitraum während der Tagstunden - werktags (= Montag bis Samstag) von 6:00 bis 22:00 Uhr unter 
Beachtung der Ruhezeiträume - geregelt sind. Im Plangrundstück sind die gemäß der Begründung 
aufgeführten lärmintensiven Tätigkeiten ausschließlich werktags zulässig. 
 
Diese Vorgaben, die als Berechnungsgrundlage für die schalltechnischen Untersuchungen dienten, 
sind vom Vorhabenträger entsprechend einzuhalten. In der Begründung zum Bebauungsplan ist in 
diesem Zusammenhang bereits ein Nachweis zur Einhaltung der Vorgaben hinsichtlich der auf dem 
Betriebsgrundstück vorgesehenen Tätigkeiten abgebildet. 
Im Rahmen der mittlerweile stattgefundenen Umplanungen zum Bauvorhaben wird die geplante 
Halle um 20 m verlängert, so dass sich sowohl die Hackschnitzel-Lagerung als auch der Waschplatz 
in der Halle befinden werden. 
Die Planunterlagen inkl. der schalltechnischen Untersuchungen werden entsprechend angepasst, 
die beiden Standorte für Nebenanlagen (Waschanlage und Hackschnitzellager) entfallen. Insgesamt 
ergibt sich eine Verbesserung der Schallsituation hinsichtlich der Einhaltung der Immissionsricht-
werte und Vorgaben aus der Geräuschkontingentierung.  
Der Plan mit der vorgesehenen Hallenerweiterung ist Verfahrensbestandteil und kann zusammen 
mit allen übrigen relevanten Unterlagen im nächsten Verfahrensschritt eingesehen werden. 
Hinsichtlich einer entsprechenden Emission wurden vom Landratsamt Bamberg als zuständige Um-
welt- und Immissionsschutzbehörde im Rahmen des Bebauungsplan-Verfahrens zudem keine Be-
denken geäußert. 
 
Abstimmung: 16:2 
mehrheitlich beschlossen 
/ GR Mattausch nicht anwesend / 
 
 
P 4 Stellungnahme Personen 4 vom 08.11.2024 
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Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Hinsichtlich der erwähnten Arbeitszeiten 
verweist der Gemeinderat auf die gültigen Regelwerke (TA Lärm, etc.), die von jedem Nutzer und 
somit auch vom Vorhabenträger entsprechend einzuhalten sind. Eine Überprüfung zur Einhaltung 
dieser Regelungen ist nicht Gegenstand des vorliegenden Bebauungsplan-Verfahrens, sondern ob-
liegt den zuständigen Behörden. 
 
Hinsichtlich der Bedenken zum "geräuscharmen Gewerbe" und generell zur Ansiedlung des Gewer-
begebietes in diesem Bereich von Weichendorf verweist der Gemeinderat auf die Darstellungen des 
wirksamen Flächennutzungsplanes von 22.11.1995, in dem die Fläche gegenüber dem Wohngebiet 
bereits als Gewerbliche Baufläche mit der Spezifizierung "für nicht wesentlich störende Gewerbege-
biete" gekennzeichnet ist. Daher wurde bei der Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes dem 
Immissionsschutz ein besonderer Wert eingeräumt, was sich in der erwähnten Geräuschkontingen-
tierung unter Berücksichtigung einer lärmtechnischen Vorbelastung inkl. eines Vorab-Nachweises 
über die Einhaltung der lärmtechnischen Vorgaben äußerte. 
Diese Vorgaben, die als Berechnungsgrundlage für die schalltechnischen Untersuchungen dienten, 
sind vom Vorhabenträger entsprechend einzuhalten. In der Begründung zum Bebauungsplan ist in 
diesem Zusammenhang bereits ein Nachweis zur Einhaltung der Vorgaben hinsichtlich der auf dem 
Betriebsgrundstück vorgesehenen Tätigkeiten abgebildet. 
 
Zu den übrigen Unterpunkten beschließt der Gemeinderat wie folgt: 
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1) Im Rahmen der mittlerweile stattgefundenen Umplanungen zum Bauvorhaben wird die geplante 
Halle um 20 m verlängert, so dass sich sowohl die Hackschnitzel-Lagerung als auch der Wasch-
platz in der Halle befinden werden. 
Die Planunterlagen inkl. der schalltechnischen Untersuchungen werden entsprechend ange-
passt, die beiden Standorte für Nebenanlagen (Waschanlage und Hackschnitzellager) entfallen. 
Insgesamt ergibt sich eine Verbesserung der Schallsituation hinsichtlich der Einhaltung der Im-
missionsrichtwerte und Vorgaben aus der Geräuschkontingentierung.  
Der Plan mit der vorgesehenen Hallenerweiterung ist Verfahrensbestandteil und kann zusammen 
mit allen übrigen relevanten Unterlagen im nächsten Verfahrensschritt eingesehen werden. 
Hinsichtlich einer entsprechenden Emission wurden vom Landratsamt Bamberg als zuständige 
Umwelt- und Immissionsschutzbehörde im Rahmen des Bebauungsplan-Verfahrens zudem 
keine Bedenken geäußert. 

 
2) Die festgelegten und am Ostrand des Geltungsbereiches angeordneten Ausgleichsflächen die-

nen ausschließlich dem Ausgleichsbedarf gemäß flächenbezogener Eingriffsbewertung im Bezug 
auf die gewerblichen Ausweisungen (siehe Begründung, Kap. 6.6). Lärmtechnisch sind diese 
Maßnahmen nicht relevant, da durch eine Begrünung in dieser Dimension keine lärmmindernden 
Auswirkungen entstehen. 
 

3) Für die im Rahmen des Bebauungsplan festgelegte Geräuschkontingentierung gemäß DIN 
45691 sind in erster Linie die zu den relevanten Lärmquellen nächstliegenden Immissionspunkte 
relevant. Diese befinden sich in der ersten (westlichen) Bauzeile der Gartenstraße. Wird der 
Nachweis über die Einhaltung der Richtwerte bzw. der Lärmkontingente erbracht, gilt der Nach-
weis auch für weiter entfernt liegende Immissionspunkte, wie die zweite (östliche) Bauzeile der 
Gartenstraße. Aus Gründen der Vergleichbarkeit wird die Geräuschkontingentierung und die 
Nachweisberechnung jedoch wie angeregt um weitere Immissionspunkt-Standorte in der Garten-
straße 8 und 10 sowie in der Ortsstraße "Hinterer Abtsberg", Haus-Nrn. 5 und 7 erweitert. 
Trotz der seitens der Gemeinde Memmelsdorf vorgesehenen Aufhebung des Bebauungsplanes 
"Lerchenberg" wird dabei im Rahmen der schalltechnischen Untersuchungen an den sensibleren 
Immissionsrichtwerten eines Reines Wohngebietes festgehalten, da dies der tatsächlichen Nut-
zung im Baugebiet "Lerchenberg" entspricht. 
Bezugnehmend auf die relevanten Regelwerke zum Schallschutz (u.a. TA Lärm) und der allge-
meinen Rechtsprechung ist der Samstag einem Werktag gleichzusetzen. Als Werktage gelten 
alle Kalendertage, die nicht Sonn- oder gesetzliche Feiertage sind. 
Der Bebauungsplan regelt zudem nicht die Betriebsabläufe eines Betriebes, es gelten jedoch die 
entsprechenden Regelwerke.  
Unter anderem sind dabei in der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm von 
2017 - in dem die Grundlagen für den Beurteilungszeitraum während der Tagstunden - werktags 
(= Montag bis Samstag) von 6:00 bis 22:00 Uhr unter Beachtung der Ruhezeiträume - geregelt 
sind. Im Plangrundstück sind die gemäß der Begründung aufgeführten lärmintensiven Tätigkeiten 
ausschließlich werktags zulässig. 
 

4) Der Gemeinderat verweist nochmals auf die bereits seit 1995 im Flächennutzungsplan der Ge-
meinde Memmelsdorf enthaltenen Darstellungen als Gewerbliche Baufläche. Die öffentliche Ver-
kehrsfläche des Tannenweges, die im nördlichen Verlauf in einen Flurbereinigungsweg übergeht, 
ist mit ca. 5 m ausreichend bemessen. Bereits jetzt wird der Tannenweg auch durch landwirt-
schaftliche Fahrzeuge zur Anfahrt nördlich von Weichendorf befindlicher land- und forstwirtschaft-
licher Flächen genutzt, was bereits jetzt eine Berücksichtigung dieses Verkehrs durch andere 
Nutzer (Fahrradfahrer, Fußgänger) - wie überall im öffentlichen Straßenraum - erfordert. 

 Der Umweltbericht wird hinsichtlich des Zusatzlärms entsprechend konkretisiert.  
 

5) Beim "Tannenweg" handelt es sich um eine öffentliche Verkehrsfläche ohne Spezifizierung, wie 
z. B. bei einer Spielstraße oder einer verkehrsberuhigten Zone. Von daher sind auch rechtlich 
alle Fahrzeugarten zulässig. Es wird nochmals auf die bereits zum jetzigen Zeitpunkt vorhandene 
Nutzung durch landwirtschaftliche Fahrzeuge mit einer entsprechenden möglicher damit verbun-
dener Gefahren hingewiesen. 

 Die erwähnten Verhaltensweisen und Rücksichtnahmen sind nicht Gegenstand des vorliegenden 
Bebauungsplan-Verfahrens, die gültigen Regelungen, wie z. B. StVO, gelten aber für alle Ver-
kehrsteilnehmer. 
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In der Begründung sind im übrigen nur die Sachverhalte beschrieben, die direkt im Zusammen-
hang mit den Planungen des Geltungsbereiches stehen, der Punkt 7.1 bezieht sich somit auf die 
Verkehrsflächen des Plangebietes. 

 
6) Ausgehend von der vorherrschenden landwirtschaftlichen Nutzung, dem direkten Siedlungsan-

schluss und der Nutzung für die Naherholung (Spaziergänger und Hundeführer) bestehen für den 
Geltungsbereich bereits erhebliche Vorbelastungen, die sich auf die Tierwelt auswirken. Durch 
den direkten Siedlungsanschluss des Vorhabens werden weitere Beeinträchtigungen auf umlie-
gende, ökologisch höherwertigere Bereiche, jedoch vermieden. 

 
 
Restliche Unterpunkte: 
 
- Die Beschreibung und die Berechnung zu den LKW-Zu- und Abfahrten werden berichtigt und in 

der Begründung im nächsten Verfahrensschritt in der aktuellen Form offengelegt. Insgesamt sind 
für das Betriebsgrundstück weiterhin 14 Zu/Abfahrten per LKW möglich (= 7 Bewegungen), davon 
2 im Ruhezeitraum von 6-7 Uhr (= 1 Bewegung). Die Berechnungsparameter für die Flächen-
schallquellen waren dahingehend bereits korrekt, die Beschreibung bei den Linienschallquellen 
wird berichtigt. 

 
- Die Einrichtung und der Betrieb einer Waschanlage ist vom Vorhabenträger vorgesehen und 

wurde daher im Rahmen des vorab in der Begründung aufgeführten schalltechnischen Nachwei-
ses bei den Untersuchungen berücksichtigt. Dabei wurden wie in der Begründung beschrieben 
die Schallleistungspegel für Waschvorgänge mit Hochdruckeiniger unter Verwendung der Er-
kenntnisse des "Technischen Berichtes zur Untersuchung von Geräuschemissionen und -immis-
sionen" der Hessischen LfU aus dem Jahr 1999 herangezogen. Dabei wurde im Sinne einer 
worstcase-Betrachtung der lärmtechnisch ungünstigere / lautere Schallpegel für einen Hoch-
druckreiniger angewendet. 
Unter Berücksichtigung einer maximalen Dauer von werktäglich 2 Stunden werden die zugrunde 
gelegten Immissionsrichtwerte bzw. die festgelegten Schallkontingente eingehalten. 
Verwiesen wird in diesem Zusammenhang nochmals auf die stattgefundenen Änderungen des 
Bauvorhabens mit Hallenverlängerung und Verlagerung des Waschplatzes in die Halle. 

 
- Die in der Begründung in Kapitel 8.2 bzw. in den Verbindlichen Festsetzungen unter C 18 enthal-

tenen Hinweise zu möglichen landwirtschaftlichen Emissionen wurden wie üblich aufgrund be-
nachbarter landwirtschaftlicher Nutzungen formuliert. Dies ist in erster Linie ein Hinweis für den 
Bauherren im Plangebiet des vorliegenden Bebauungsplanes (= Vorhabenträger des Gewerbe-
gebiets) dass entsprechende Emissionen hinzunehmen sind. 

 
- Nicht aufgezeigte Punkte unter 8.1: im Rahmen des vorab in der Begründung aufgeführten schall-

technischen Nachweises wurden gemäß üblicher Vorgehensweisen bei vergleichbaren Verfah-
ren oder Bauvorhaben, die Angaben zur Nutzung, LKW-Frequentierung etc. beim Vorhabenträger 
hinterfragt und für die Schallschutzberechnungen weiterverwendet. Die vorgesehenen Tätigkei-
ten bilden zugleich die für dieses Baugrundstück maximal zulässigen lärmintensiven Tätigkeiten 
in Form einer worstcase-Betrachtung ab und sind vom Bauherren zwingend einzuhalten. 
Verwiesen wird in diesem Zusammenhang nochmals auf die mittlerweile vorgesehene Hallenver-
längerung (um 20 m) und Verlagerung von Hackschnitzellager und Waschplatz in die Halle. 

 Die schalltechnischen Berechnungen wurden im Rahmen der aktuellen Anpassungen des Bau-
vorhabens nochmals aktualisiert und liegen wie alle weiteren Unterlagen dem nächsten Verfah-
rensschritt bei. Neben den o. g. Korrekturen zu den Zu/Abfahrten im Ruhezeitraum wurden dabei 
die vorgesehene Hallenerweiterung inklusive Verlagerung des Hackschnitzellagers und des 
Waschplatzes berücksichtigt. Insgesamt ergibt sich eine Verbesserung der Schallsituation hin-
sichtlich der Einhaltung der Immissionsrichtwerte und Vorgaben aus der Geräuschkontingentie-
rung 

 Im Rahmen der stattgefundenen Umplanungen fand außerdem ein Radlader (6to), der für das 
Hackschnitzel-Lager verwendet wird, bei den Berechnungen Berücksichtigung. Die Verwendung 
ist mit einer Dauer von maximal 1 Stunde zulässig (werktags, außerhalb der Ruhezeiträume). 
Insgesamt werden weiterhin die lärmtechnischen Vorgaben der Geräuschkontingentierung erfüllt, 
zumal die Emissionen des Radladers durch die Verlängerung der Lagerhalle abgeschirmt wer-
den. 



Öffentliche Sitzung des Gemeinderates vom 26.11.2025 Seite 41 von 51 
 

Möglich und in den Betriebsbeschreibungen bereits erwähnt ist außerdem neben dem Eigenver-
brauch der Hackschnitzel auch ein Vertrieb, der unter Beachtung der lärmtechnischen Voraus-
setzungen erfolgen kann. Der Abtransport der Hackschnitzel ist zum einen lärmtechnisch nicht 
am gleichen Tag zulässig, wie die Anlieferung. 
Zum anderen sind insgesamt die maximal geltenden Bewegungsabläufe hinsichtlich der Zufahr-
ten zu beachten. 
Die Begründung wird hinsichtlich des Vertriebs nochmals berichtigt überabeitet (Kapitel 4 und 
8.1). 

 Weitere lärmrelevante Tätigkeiten sind im Plangebiet laut Vorhabenträger nicht vorgesehen und 
auch nicht zulässig. 

 
- Fragen/Umweltbericht 

Die Prognose zur Nutzung im Falle der Nichtdurchführung der Planung bezieht sich auf die all-
gemeine landwirtschaftliche Nutzung, die im Vorfeld der Nutzungsänderung innerhalb des Gel-
tungsbereiches erfolgte. Aufgrund noch ausstehenden Baurechts innerhalb des Geltungsberei-
ches wäre nach Abbruch des Bebauungsplanverfahrens eine Rückführung zur landwirtschaftli-
chen Nutzung wahrscheinlich. 
 

Abstimmung: 15:4 
mehrheitlich beschlossen 
 
/ GRin Buchhorn verlässt die Sitzung. / 
 
P 5 Stellungnahme Personen 5 vom 12.11.2024 

 

 
 

Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen zur Kenntnis und verweist zunächst auf die Darstellungen 
des wirksamen Flächennutzungsplanes von 22.11.1995, in dem die Fläche gegenüber dem Wohn-
gebiet bereits als Gewerbliche Baufläche mit der Spezifizierung "für nicht wesentlich störende Ge-
werbegebiete" gekennzeichnet ist. Daher wurde bei der Aufstellung des vorliegenden Bebauungs-
planes dem Immissionsschutz ein besonderer Wert eingeräumt, was sich in der erwähnten Ge-
räuschkontingentierung unter Berücksichtigung einer lärmtechnischen Vorbelastung inkl. eines 
Vorab-Nachweises über die Einhaltung der lärmtechnischen Vorgaben äußerte. 
Diese Vorgaben, die als Berechnungsgrundlage für die schalltechnischen Untersuchungen dienten, 
sind vom Vorhabenträger entsprechend einzuhalten. In der Begründung zum Bebauungsplan ist in 
diesem Zusammenhang bereits ein Nachweis zur Einhaltung der Vorgaben hinsichtlich der auf dem 
Betriebsgrundstück vorgesehenen Tätigkeiten abgebildet. 
Im Rahmen der mittlerweile stattgefundenen Umplanungen zum Bauvorhaben wird die geplante 
Halle um 20 m verlängert, so dass sich sowohl die Hackschnitzel-Lagerung als auch der Waschplatz 
in der Halle befinden werden. 
Die Planunterlagen inkl. der schalltechnischen Untersuchungen werden entsprechend angepasst, 
die beiden Standorte für Nebenanlagen (Waschanlage und Hackschnitzellager) entfallen. Insgesamt 
ergibt sich eine Verbesserung der Schallsituation hinsichtlich der Einhaltung der Immissionsricht-
werte und Vorgaben aus der Geräuschkontingentierung.  
Der Plan mit der vorgesehenen Hallenerweiterung ist Verfahrensbestandteil und kann zusammen 
mit allen übrigen relevanten Unterlagen im nächsten Verfahrensschritt eingesehen werden. 
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Der Gemeinderat verweist abschließend auf die im Zusammenhang mit Bebauungsplan-Verfahren 
gültigen Regelwerke. Unter anderem sind dabei in der Technischen Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm - TA Lärm von 2017 - in dem die Grundlagen für den Beurteilungszeitraum während der Tag-
stunden - werktags (= Montag bis Samstag) von 6:00 bis 22:00 Uhr unter Beachtung der Ruhezeit-
räume - geregelt sind. Im Plangrundstück sind die gemäß der Begründung aufgeführten lärminten-
siven Tätigkeiten ausschließlich werktags zulässig. 
 
Abstimmung: 15:2 
mehrheitlich beschlossen 
/ GR Büttel nicht anwesend / 
 
/ GR Tkaczuk verlässt die Sitzung. / 
 
P 6 Stellungnahme Fraktion Grünes Memmelsdorf vom 07.11.2024 

 

 



Öffentliche Sitzung des Gemeinderates vom 26.11.2025 Seite 43 von 51 
 

 
 

 

 
 



Öffentliche Sitzung des Gemeinderates vom 26.11.2025 Seite 44 von 51 
 

 
 
 

 
 

 
 
 

Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen zur Kenntnis und verweist zunächst auf die Darstellungen 
des wirksamen Flächennutzungsplanes von 22.11.1995, in dem die Fläche gegenüber dem 
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Wohngebiet bereits als Gewerbliche Baufläche mit der Spezifizierung "für nicht wesentlich störende 
Gewerbegebiete" gekennzeichnet ist. Daher wurde bei der Aufstellung des vorliegenden Bebau-
ungsplanes dem Immissionsschutz ein besonderer Wert eingeräumt, was sich in der erwähnten Ge-
räuschkontingentierung unter Berücksichtigung einer lärmtechnischen Vorbelastung inkl. eines 
Vorab-Nachweises über die Einhaltung der lärmtechnischen Vorgaben äußerte. 
Diese Vorgaben, die als Berechnungsgrundlage für die schalltechnischen Untersuchungen dienten, 
sind vom Vorhabenträger entsprechend einzuhalten. In der Begründung zum Bebauungsplan ist in 
diesem Zusammenhang bereits ein Nachweis zur Einhaltung der Vorgaben hinsichtlich der auf dem 
Betriebsgrundstück vorgesehenen Tätigkeiten abgebildet. 
 
Zu den übrigen Unterpunkten beschließt der Gemeinderat wie folgt: 
 
1. Neben den Bebauungsplan-Unterlagen lagen insgesamt 4 Pläne im Sinne eines Vorhabenplans 

bei. Von behördlicher Seite wurden keine Bedenken gegen diese übliche Vorgehensweise zur 
Unterlagensammlung im Rahmen des vergangenen Verfahrensschrittes hervorgebracht. Zur 
Beseitigung von Missverständnissen werden die einzelnen als Vorhabenplanung fungierenden 
Unterlagen beschriftet und entsprechend durchnummeriert. Der Bezug auf diese Unterlagen in 
der Begründung wird berichtigt. 

 Die Hackschnitzel werden nach der Anlieferung an der vorgesehenen Stelle auf dem Betriebs-
grundstück gelagert. Im Rahmen der mittlerweile stattgefundenen Umplanungen zum Bauvor-
haben wird die geplante Halle um 20 m verlängert, so dass sich sowohl die Hackschnitzel-La-
gerung als auch der Waschplatz in der Halle befinden werden. Ein Vertrieb der Hackschnitzel 
erfolgt durch den Vorhabenträger durch einen entsprechenden Abtransport. Dieser Abtransport 
ist lärmtechnisch nicht am gleichen Tag zulässig, wie die Anlieferung. 
Die Begründung wird dahingehend berichtigt (Kapitel 4 und 8.1). 
Möglich und in den Betriebsbeschreibungen bereits erwähnt ist neben dem Eigenverbrauch der 
Hackschnitzel auch ein Vertrieb, der unter Beachtung der lärmtechnischen Voraussetzungen 
erfolgen kann. Der Abtransport der Hackschnitzel ist zum einen lärmtechnisch nicht am gleichen 
Tag zulässig, wie die Anlieferung. 
Zum anderen sind insgesamt die maximal geltenden Bewegungsabläufe hinsichtlich der Zufahr-
ten zu beachten. 
Die Planunterlagen inkl. der schalltechnischen Untersuchungen werden entsprechend ange-
passt, die beiden Standorte für Nebenanlagen (Waschanlage und Hackschnitzellager) entfallen. 
Insgesamt ergibt sich eine Verbesserung der Schallsituation hinsichtlich der Einhaltung der Im-
missionsrichtwerte und Vorgaben aus der Geräuschkontingentierung.  

 
 
2. Begründung Kap. 4 + Lärmschutz 
 
2.1 Bezugnehmend auf die relevanten Regelwerke zum Schallschutz (u.a. TA Lärm) und der allge-

meinen Rechtsprechung ist der Samstag einem Werktag gleichzusetzen. Als Werktage gelten 
alle Kalendertage, die nicht Sonn- oder gesetzliche Feiertage sind. 
Der Bebauungsplan regelt zudem nicht die Betriebsabläufe eines Betriebes, es gelten jedoch 
die entsprechenden Regelwerke.  

 
2.2 Die Betriebszeiten oder ein einheitlicher Zeitraum für die Betriebsabläufe werden nicht durch 

einen Bebauungsplan geregelt. Verwiesen wird jedoch auf die in der Begründung beschriebe-
nen Zeiträume, in denen lärmrelevante Tätigkeiten auftreten können. Es gelten dabei die den 
gemäß TA Lärm relevanten Beurteilungszeiträume an einem Werktag während der Tagstunden. 
Der Tagzeitraum erstreckt sich dabei von 6 bis 22 Uhr, mit den Ruhezeiträumen von 6 bis 7 und 
20 bis 22 Uhr.  

 
2.3 Schlepper und Anhänger sind dem Sammelbegriff "LKW" zugeordnet. Die Beschreibungen beim 

Kapitel Immissionsschutz in der Begründung werden dahingehend konkretisiert. 
Im Rahmen der stattgefundenen Umplanungen fand außerdem ein Radlader (6to), der für das 
Hackschnitzel-Lager verwendet wird, bei den Berechnungen Berücksichtigung. Die Verwen-
dung ist mit einer Dauer von maximal 1 Stunde zulässig (werktags, außerhalb der Ruhezeit-
räume). Insgesamt werden weiterhin die lärmtechnischen Vorgaben der Geräuschkontingentie-
rung erfüllt, zumal die Emissionen des Radladers durch die Verlängerung der Lagerhalle abge-
schirmt werden. 
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2.4 Im Rahmen des vorab in der Begründung aufgeführten schalltechnischen Nachweises wurden 

gemäß üblicher Vorgehensweisen bei vergleichbaren Verfahren oder Bauvorhaben, die Anga-
ben zur Nutzung, LKW-Frequentierung etc. beim Vorhabenträger hinterfragt und für die Schall-
schutzberechnungen weiterverwendet. Die vorgesehenen Tätigkeiten bilden zugleich die für 
dieses Baugrundstück maximal zulässigen lärmintensiven Tätigkeiten in Form einer worstcase-
Betrachtung ab und sind vom Bauherren zwingend einzuhalten. 
Dabei geht der worstcase davon aus, dass an 1 Tag alle der genannten Tätigkeiten tagsüber 
stattfinden, also auch die Anlieferung mit Hackschnitzel, die lediglich 4-5 x im Jahr erfolgen wird. 
Zusammen mit den insgesamt 6 gemäß Vorhabenträger möglichen Bewegungen per LKW im 
Tagzeitraum ergeben sich somit 2 x 7 = 14 Zu- und Abfahrten, die entsprechend schalltechnisch 
beurteilt wurden. Zusammen mit allen anderen beschriebenen relevanten Lärmquellen werden 
die schalltechnischen Vorgaben - Einhaltung der Werte durch die Geräuschkontingentierung - 
erfüllt. 
Die Planunterlagen inkl. der schalltechnischen Untersuchungen werden hinsichtlich der unter 
Pkt. 1 beschriebenen Vorhabensänderungen (Hallenverlängerung) angepasst, die beiden 
Standorte für Nebenanlagen (Waschanlage und Hackschnitzellager) entfallen dabei. Insgesamt 
ergibt sich eine Verbesserung der Schallsituation hinsichtlich der Einhaltung der Immissions-
richtwerte und Vorgaben aus der Geräuschkontingentierung.  

 
2.5 Die Beschreibung und die Berechnung zu den LKW-Zu- und Abfahrten werden berichtigt und in 

der Begründung im nächsten Verfahrensschritt in der aktuellen Form offengelegt. Insgesamt 
sind für das Betriebsgrundstück weiterhin 14 Zu/Abfahrten per LKW möglich (= 7 Bewegungen), 
davon 2 im Ruhezeitraum von 6-7 Uhr (= 1 Bewegung). Die Berechnungsparameter für die Flä-
chenschallquellen waren dahingehend bereits korrekt, die Beschreibung bei den Linienschall-
quellen wird berichtigt. 
Schlepper und Anhänger sind dem Sammelbegriff "LKW" zugeordnet. Die Beschreibungen beim 
Kapitel Immissionsschutz in der Begründung werden dahingehend konkretisiert. 

 
2.6 (analog 2.2) Die Betriebszeiten oder ein einheitlicher Zeitraum für die Betriebsabläufe werden 

nicht durch einen Bebauungsplan geregelt. Verwiesen wird jedoch auf die in der Begründung 
beschriebenen Zeiträume, in denen lärmrelevante Tätigkeiten auftreten können. Es gelten dabei 
die den gemäß TA Lärm relevanten Beurteilungszeiträume an einem Werktag während der Tag-
stunden. Der Tagzeitraum erstreckt sich dabei von 6 bis 22 Uhr, mit den Ruhezeiträumen von 
6 bis 7 und 20 bis 22 Uhr.  

 
2.7 Für die gemäß TA Lärm durchzuführenden Schallschutzberechnungen sind auch die jeweiligen 

Beurteilungszeitraume der TA Lärm maßgebend. Der Tagzeitraum erstreckt sich dabei von 6 
bis 22 Uhr, mit den Ruhezeiträumen von 6 bis 7 und 20 bis 22 Uhr.  
Im Nachtzeitraum sind zwar keine eigentlichen lärmintensiven Tätigkeiten beabsichtigt bzw. zu-
lässig, dennoch ergeben sich im Nachtzeitraum lärmtechnische Auswirkungen durch PKW-Zu-
fahrten für das Wohngebäude (analog PKW-Bewegungen in Wohngebieten). Diese PKW-Be-
wegungen wurden bei den schalltechnischen Untersuchungen entsprechend berücksichtigt. Die 
Formulierung auf Seite 32 der Begründung (im Berechnungsergebnis; vormals S. 28) wird be-
richtigt. 
 

2.8 Eine Überprüfung der Arbeitsvorgänge oder Einhaltung der aufgeführten Angaben ist nicht Ge-
genstand des vorliegenden Bebauungsplan-Verfahrens, sondern obliegt den zuständigen Be-
hörden. Ein Nachweis über die Einhaltung in Form täglicher Nutzungen wurde dabei von be-
hördlicher oder gemeindlicher Seite bislang nicht gefordert. 

 
 
3. Details BBP + Begründung  
 
Teil A 
 
1. Pkt. 9.1 

Der Pkt. A 9.1 der Verbindlichen Festsetzungen wird wie angeregt berichtigt. Das "oder" zwi-
schen den Verweisen auf Sträucher oder Regio-Saatgutmischungen wird dabei korrekterweise 
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durch ein "und" ersetzt, da für die Strauchpflanzungen randlich durch Einsaat von Saatgutmi-
schungen für Säume der Strukturreichtum erhöht werden soll.  
Eine randliche Eingrünung des Vorhabens zur freien Landschaft ist durch Festsetzung der "Pri-
vaten Grünflächen mit Zweckbestimmung Ortsrandbegrünung" gewährleistet. Auf eine weitrei-
chendere Eingrünung wird aufgrund der vorhandenen Freileitungen und den damit verbundenen 
erforderlichen Sicherheitsabständen verzichtet. 
Eine Eingrünung in Richtung Siedlungskern ist aufgrund des bestehenden Gewässerbegleitge-
hölzes randlich zum Vorhaben nicht erforderlich. 
Ausgehend von der festgesetzten gewerblichen Nutzung im Geltungsbereich wird die (großflä-
chige) Anlage von Steingärten als Unwahrscheinlich angesehen, weshalb auf eine limitierende 
Festsetzung verzichtet wird.  

 
2. Pkt. 13.1 
 Die Formulierung "Die nicht überbaubaren oder durch … überplanten Grundstücksflächen" ver-

weist auf den restlichen Grundstückbereich gemäß Grundflächenzahl, der entsprechend der 
Festsetzung zu begrünen ist. Änderungen sind hier nicht veranlasst. 

 
3. Pkt. 13.3 
 Die Festsetzung unter A 13.3 bezieht sich auf den Artenschutz und die Wahl geeigneter Leucht-

mittel. Im Bebauungsplan sind ansonsten unter den Hinweisen C 19 bereits eine Regelung ent-
halten, dass eine Blendwirkung auf benachbarte Grundstücke zu vermeiden ist.  

 Aufgrund der geplanten Hallenverlängerung und der Anordnung der Tore und Zufahrtsbereiche 
westlich der geplanten Halle, werden mögliche Blendwirkungen gegenüber dem Wohngebiet 
weitestgehend vermieden, sodass weitere Einschränkungen durch eine nächtliche Zeitabschal-
tung nicht erforderlich sind. 

 
4. Pkt. 15.1.2 

Hinsichtlich der Hackschnitzel-Lagerung wird nochmals mitgeteilt, dass im Rahmen der mittler-
weile stattgefundenen Umplanungen zum Bauvorhaben die geplante Halle um 20 m verlängert 
wird, so dass sich sowohl die Hackschnitzel-Lagerung als auch der Waschplatz in der Halle 
befinden werden. 
Die Planunterlagen werden entsprechend angepasst, die beiden Standorte für Nebenanlagen 
(Waschanlage und Hackschnitzellager) entfallen. 

 
5. Pkt. 15.2.1 

Eine Überprüfung zur Einhaltung der Emissionskontingente ist nicht Gegenstand des vorliegen-
den Bebauungsplan-Verfahrens, sondern obliegt den zuständigen Behörden. 

 
 
Teil B 
 
1. Pkt. 1.3 
 Alle genannten Festsetzungen und Hinweise gelten für alle Planungselemente im Geltungsbe-

reich und gelten somit auch für das beabsichtigte Wohngebäude. 
 Die Erstellung eines Blendgutachtens wurde zum einen von behördlicher Seite nicht gefordert. 

Zum anderen sieht der Gemeinderat aufgrund der Lage des Plangebietes (westlich und südlich 
grenzt keine Wohnbebauung an) und des ausreichenden Abstandes zu nächstliegenden Wohn-
gebäuden / ca. 40 m östlich der Gewerbeflächen) keine Veranlassung für die Erstellung eines 
solchen Gutachtens. 

 Durch die mittlerweile beabsichtigte Hallenverlängerung (Gebäude mit 68 m Länge) werden die 
Wohngebiete zudem ausreichend abgeschirmt. 

 Die bereits unter B.1 der Festsetzungen enthaltene Festsetzung einer Dachbegrünung für 
Flachdächer und flach geneigte Dächer gilt für alle Gebäude im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes. Nach Ansicht des Gemeinderates ist eine Empfehlung zur Fassadenbegrünung 
ausreichend, da bereits eine extensive Dachbegrünung vorgeschrieben wurde und weitere Be-
grünungen in der Verantwortung des Bauherren liegen sollen. 

 
(Pkt. 2 fehlt) 
 
3. Pkt. 3 
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 Gemäß den Festsetzungen zu den privaten sowie öffentlichen Grünflächen sind bereits Hecken-
pflanzungen als Grüneinfriedung des Vorhabens vorgeschrieben. Weiterführende Festsetzun-
gen zur Einfriedung sind daher nicht erforderlich. 

 
 Da auf der gewerblichen Fläche entsprechende Fahrbewegungen von LKW, Baggern etc. statt-

finden, soll zum Schutz von Kleinsäugern möglichst keine Durchgangsmöglichkeit geschaffen 
werden. Von daher bleibt es bei der für Gewerbegebiete üblichen Festsetzung, eine Einfriedung 
nicht einzuschränken. 

 
4. Pkt. 4 
 Pkt. B 4 der Gestalterischen Festsetzungen wird wie angeregt ergänzt, dass Stützmauern ab 

einer sichtbaren Wandhöhe von 0,50 m flächig zu begrünen sind. 
Die Begründung wird dahingehend ebenfalls ergänzt. 

 
 
Teil C 
 
1. Pkt. 14 

Das Gebiet wird im Trennsystem erschlossen. Das anfallende Schmutzwasser wird an den be-
stehenden Mischwasserkanal angeschlossen. Die Leitungsführung ist im Lageplan der Entwäs-
serung einschließlich Regenrückhaltung ersichtlich. 
Der Erschließungsplan mit Entwässerungskonzept wird im anstehenden Verfahrensschritt Be-
standteil der Vorhabenplanung. 
Im Rahmen der mittlerweile stattgefundenen Umplanungen zum Bauvorhaben (u. a. Verlänge-
rung der Lagerhalle um 20 m) werden die Beschreibungen zur Entwässerung in der Begründung 
nochmals angepasst. 

 
2. Pkt. 15 
 Eine verbindliche Festsetzung der unter Teil C Pkt. 15 vorgeschlagenen heimischen Gehölze 

hat keine städteplanerische Notwendigkeit, da bereits in den jeweiligen festgesetzten Pflanz- 
und Begrünungsgeboten auf die Verwendung heimischer Gehölze verwiesen wird. 

 
 
Verfahrensvermerke: 
In den Verbindlichen Festsetzungen wird unter C 21 der Hinweise ein Passus zur Zulässigkeit des 
Vorhabens mit Verweis auf den entsprechenden BauGB-§ (§ 12 Abs. 3a BauGB) ergänzt. Für die 
Verfahrensvermerke ist dieser Hinweis nicht relevant. 
Ein unterzeichneter Vertrag muss üblicherweise spätestens unmittelbar vor der Fassung des Sat-
zungsbeschlusses vorliegen. 
 
Abstimmung: 14:3 
mehrheitlich beschlossen 
 
Beschluss: 
 
 
 
 
mehrere Beschlüsse 
 
 
3.3.2 Auslegungsbeschluss zur förmlichen Öffentlichkeits-, Behörden- und Trägerbeteili-

gung gem. §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB 

 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat Memmelsdorf nimmt Kenntnis von der Durchführung der frühzeitigen Beteiligung 
der Träger öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 bzw. § 4 Abs. 1 BauGB zum 
"Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Gewerbegebiet Tannenweg Weichendorf". 
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Der Gemeinderat Memmelsdorf billigt den vom Büro BFS+ GmbH - Büro für Städtebau und Bauleit-
planung, Bamberg - ausgearbeiteten Planentwurf in der Fassung vom 26.11.2025 mit Begründung 
und Umweltbericht vom 26.11.2025 sowie den am 26.11.2025 beschlossenen Planänderungen. 
 
Die so bezeichnete und vorliegende Planfassung vom 26.11.2025 ist nach Maßgabe des § 4a Abs. 
2 BauGB öffentlich auszulegen. Die Auslegung ist ortsüblich bekannt zu machen und mit dem Hin-
weis zu versehen, welche Arten umweltbezogener Informationen in der Stadt verfügbar sind, sowie 
dass jedermann Bedenken und Anregungen zu dem Planentwurf schriftlich oder zur Niederschrift 
vorbringen kann. 
 
Die Auslegung wird weiterhin mit dem Hinweis versehen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stel-
lungnahmen unberücksichtigt bleiben können.  
 
Die Träger öffentlicher Belange sind über die Beschlüsse und die öffentliche Auslegung zu informie-
ren. Ein geänderter Planentwurf inkl. Begründung und Umweltbericht ist, wenn nötig, beizugeben.  
 
Das Beteiligungsverfahren ist durch das Büro BFS+ GmbH durchzuführen. 
 
Ja 12  Nein 5   
Mehrheitlich beschlossen 
 
 
4. Bundesprogramm "Sanierung kommunaler Sportstätten";  

Einreichung einer Interessenbekundung für die Seehofhalle Memmelsdorf 

 
Sachverhalt: 
 
Der Deutsche Bundestag hat mit Beschluss des Bundeshaushalts 2025 in einer ersten Tranche 
Programmmittel in Höhe von 333 Mio. Euro für ein neues Bundesprogramm „Sanierung kommunaler 
Sportstätten“ (SKS) bereitgestellt.  
 
Gegenstand der Förderung sind kommunale Sportstätten, das heißt, bauliche Anlagen, die primär 
der Ausübung von Sport dienen sowie deren typischen baulichen Bestandteile und zweckdienlichen 
Folgeeinrichtungen. Die zu fördernden Sportstätten müssen für die Öffentlichkeit zugänglich sein.  
 
Das Verfahren ist in zwei Phasen untergliedert. Nach der Einreichung der Projektskizze bis spätes-
tens 15.01.2026 in der 1. Phase (Interessenbekundungsverfahren) beschließt der Haushaltsaus-
schuss des Deutschen Bundestages Ende Februar 2026 die zur Antragstellung vorzusehenden Pro-
jekte. Danach erfolgt die Durchführung der Koordinierungsgespräche. Die 2. Phase umfasst dann 
die eigentliche Beantragung der Bundesförderung durch die Erstellung der Zuwendungsanträge in 
Abstimmung mit dem Zuwendungsgeber. Erfahrungsgemäß nimmt dies mehrere Monate bis zur 
Vorlage des Zuwendungsbescheides in Anspruch, sodass mit der Umsetzung der Maßnahme erst 
im Jahr 2027 zu rechnen ist. 
 
Die Förderkriterien des Bundesprogrammes würden voll umfänglich auf die Seehofhalle zutreffen. 
Das im Jahr 1988 entstandene Gebäude bedarf einer umfassenden Sanierung. Insbesondere sollte 
das Gebäude energetisch saniert, die Gebäudetechnik erneuert und die Barrierefreiheit hergestellt 
werden. 
 
Beschluss: 
 
Die Gemeinde Memmelsdorf beteiligt sich am Projektaufruf 2025/2026 zum Bundesprogramm "Sa-
nierung kommunaler Sportstätten" mit dem Vorhaben „Sanierung der Seehofhalle“. 
 
Die Verwaltung wird gebeten, die erforderlichen Maßnahmen zur fristgerechten Teilnahme vorzube-
reiten. 
 
Als zu fördernde Maßnahme soll die Seehofhalle Memmelsdorf, Pödeldorfer Straße 20a, gemäß den 
Fördervorgaben des Bundesförderprogrammes angemeldet und saniert werden. Die für die Folge-
jahre notwendigen Investitionsmittel sind bei der Haushalts- und Finanzplanung vorzusehen. 
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Die Verwaltung wird ermächtigt, ein geeignetes Architekturbüro für die Unterstützung bei der Erstel-
lung der notwendigen Projektskizze zu beauftragen. 
 
Ja 17  Nein 0   
Einstimmig beschlossen 
 
 
 
5. Bekanntgaben von in nichtöffentlicher Sitzung getroffenen Beschlüssen 

 
In der nicht öffentlichen Sitzung des XXX vom XXX wurde folgender Beschluss gefasst: 
 
TOP-Bezeichnung 
 
Der Auftrag wurde an XXX aus XXX vergeben. 
 
 
 
 
 
 
5.1 Vergaben; Neubau Feuerwehrgerätehaus Memmelsdorf; 629 Ausstattung; Möbel (GR 

29.10.2025, TOP 2.1) 

 
 
Zurückgestellt 
 
 
5.2 Vergaben; Neubau Feuerwehrgerätehaus Memmelsdorf; 629 Ausstattung; Spinde 

(GR 29.10.2025, TOP 2.2) 

 
 
Zurückgestellt 
 
 
5.3 Vergaben; Neubau Feuerwehrgerätehaus Memmelsdorf; 629 Ausstattung; PSA-

Pflege und Reinigung (GR 29.10.2025, TOP 2.3) 

 
 
Zurückgestellt 
 
 
5.4 Vergaben; Neubau Feuerwehrgerätehaus Memmelsdorf; 629 Ausstattung; Werkstat-

teinrichtung (GR 29.10.2025, TOP 2.4) 

 
 
Zurückgestellt 
 
 
5.5 Vergaben; Neubau Feuerwehrgerätehaus Memmelsdorf; 629 Ausstattung; Lagerein-

richtung(GR 29.10.2025, TOP 2.5) 

 
 
Zurückgestellt 
 
 
5.6 Vergaben; Neubau Feuerwehrgerätehaus Memmelsdorf; 629 Ausstattung; Hochhub-

wagen (GR 29.10.2025, TOP 2.6) 

 



Öffentliche Sitzung des Gemeinderates vom 26.11.2025 Seite 51 von 51 
 

 
Zurückgestellt 
 
 
5.7 Vergaben; Neubau Feuerwehrgerätehaus Memmelsdorf; 629 Ausstattung; Dampf-

strahler (GR 29.10.2025, TOP 2.7) 

 
 
Zurückgestellt 
 
 
6. Bekanntgaben des Ersten Bürgermeisters 

 
 
 
 
 
 
7. Niederschriften; 

 
 
Zurückgestellt 
 
 
 
7.1 Genehmigung der Sitzungsniederschrift vom 23.09.2025 

 
 
Zurückgestellt 
 
 
7.2 Genehmigung der Sitzungsniederschrift vom 29.10.2025 

 
Beschluss: 
 
Das Protokoll der Sitzungsniederschrift der Sitzung vom XXXX wird in vorliegender Form genehmigt. 
 
 
Zurückgestellt 
 
 
 
 
Mit Dank für die gute Mitarbeit schließt Erster Bürgermeister Gerd Schneider um 21:50 Uhr die öf-
fentliche Sitzung des Gemeinderates. 
 
 
Anschließend findet eine nichtöffentliche Sitzung statt. 
 
 
 
 
 
 

Gerd Schneider    Richard Hohner 
Erster Bürgermeister    Schriftführung 
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